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Beschäftigungspolitische Krisenreaktionen  
in Deutschland, Italien und dem  
Vereinigten Königreich

Ulrike Stein 
Fabio Aricò

Alle großen Länder in der Europäischen Union wurden heftig von der Großen Rezession getroffen. Doch trotz massiver Einbrüche 
des Bruttoinlandsprodukts ist der Anstieg der Arbeitslosigkeit deutlich hinter den Befürchtungen und Erfahrungen zurückgeblieben. 
Dennoch sind die Länder unterschiedlich gut durch die Krise gekommen. Während man bei Deutschland vom Arbeitsmarktwunder 
spricht, ist das Vereinigte Königreich mit einer Arbeitslosenquote konfrontiert, wie sie das Land schon lange Zeit nicht mehr gesehen hat. 
Italiens Bilanz liegt zwischen der der beiden anderen Länder. Diese unterschiedlichen Entwicklungen sind teilweise auf unterschiedliche 
beschäftigungspolitische Strategien zurückzuführen.

1
Einleitung

Nachdem 2007 spekulative Blasen im ame-
rikanischen Häusermarkt geplatzt sind, hat 
sich die Immobilienkrise zu einer globa-
len Wirtschaftskrise entwickelt und rasch 
über Europa ausgebreitet. Bis Mitte 2008 
waren die meisten Europäischen Länder 
von der Rezession betroffen (Leschke/Watt 
2010, S. 5). Dabei haben sie ähnliche Erfah-
rungen gemacht. Die Krise war so heftig, 
dass in vielen Ländern das Bruttoinlands-
produkt (BIP) so stark gefallen ist wie nie 
zuvor. Trotz dieses starken Rückgangs ist 
die Arbeitslosigkeit fast nirgendwo so stark 
angestiegen wie es vorangegangene Erfah-
rungen hätten vermuten lassen, so z. B. in 
Deutschland, Italien und dem Vereinigten 
Königreich (VK). Hier ging das BIP vom 
Höhepunkt des letzten Aufschwungs bis 
zum Konjunkturtief um 6,7 % bzw. 6 % 
(VK) zurück (OECD 2010a). Obwohl die 
Arbeitslosigkeit in allen drei Fällen we-
niger als erwartet stieg, hat sie sich doch 
deutlich unterschiedlich entwickelt. Wäh-
rend in Deutschland die Arbeitslosigkeit 
im gleichen Zeitraum sogar um 0,9 % ge-
fallen ist, stieg sie in Italien moderat um 
1,5 % und im VK mit 2,3 % etwas stärker 
(OECD 2010b). Auffallend ist dabei, wie 
ähnlich die Krise Deutschland und Italien 
getroffen hat. Beide Länder gehören zu der 
Gruppe von Ländern, die von der Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) (2010b, S. 32) 
folgendermaßen charakterisiert werden: 
Rückgang in den Exporten als Anteil vom 

Bruttoinlandsprodukt von mindestens 
fünf Prozentpunkten, Rückgang in der 
Arbeitsproduktivität von mindestens fünf 
Prozentpunkten sowie mindestens 1 % 
aller Beschäftigten in Kurzarbeit. Für das 
VK waren diese Effekte zwar nicht so stark 
ausgeprägt, Exporte und Arbeitsprodukti-
vität gingen aber auch hier deutlich zurück. 
Kurzarbeit spielte keine bedeutende Rolle. 

Diese gemeinsame Erfahrung zusam-
men mit den gemeinsamen Zielen – die 
Märkte zu stabilisieren, die Nachfrage 
zu stimulieren und die Beschäftigung zu 
sichern – macht einen Vergleich der drei 
Länder besonders fruchtbar. Zudem ge-
hören sie zu den vier größten Volkswirt-
schaften der Europäischen Union1 mit 
zusammengenommen mehr als der Hälfte 
der Bevölkerung und knapp der Hälfte des 
Bruttoinlandsprodukts. Jedes dieser Länder 
kann als große Volkswirtschaft betrachtet 
werden, die Nebeneffekte auf andere (mit 
ihr ökonomisch verbundene) Länder ver-
ursacht. Somit kann sich auch keines dieser 
Länder ausschließlich auf andere Länder 
verlassen und warten, dass deren Krisen-
maßnahmen im eigenen Land ausreichend 
Wirkung bei der Krisenbekämpfung zei-
gen. Jedes muss eigenständig Maßnahmen 
ergreifen, um mit den von der Krise verur-
sachten Problemen fertig zu werden.

Die Frage ist, ob in den oben genannten 
Ländern klare beschäftigungspolitische 
Strategien zur Krisenbewältigung erkenn-
bar sind und welche Instrumente dabei zur 
Verfügung standen und zum Einsatz ka-
men. Im Folgenden werden mit Hilfe von 
drei Länderstudien Antworten auf diese 
Frage gesucht. Dabei arbeiten wir heraus, 
wie weit die Länder auf gleiche Strategien 

und Maßnahmen zurückgegriffen haben 
und in welchem Umfang länderspezifische 
Instrumente genutzt wurden (Abschnitte 
3–5). Zuvor geben wir einen kurzen Über-
blick über die länderspezifische Krisen-
betroffenheit sowie die Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstruktur (Abschnitt 2). 
Nach der Präsentation der Länderstudien 
endet der Artikel mit einer vergleichenden 
Diskussion (Abschnitt 6) und einem Fazit 
(Abschnitt 7).

2
Länderspezifische  
Krisenbetroffenheit

Um ein besseres Verständnis für die län-
derspezifische Krisenbewältigung zu er-
halten, ist es wichtig zu analysieren, wie die 
einzelnen Länder durch die Krise getroffen 
wurden. Italien wurde zunächst nicht so 
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stark wie Deutschland oder das VK von 
der globalen Krise getroffen, da es keine 
Bankenkrise hatte, sondern nur mit dem 
globalen Nachfrageschock konfrontiert 
war: vor allem im Maschinenbau, in der 
Textilindustrie sowie der Bau- und Auto-
mobilindustrie. Deutschland hatte sowohl 
eine Bankenkrise als auch einen Einbruch 
in der Nachfrage. Damit wurden haupt-
sächlich der Exportsektor, insbesondere die 
Investitionsgüterindustrie im Produzieren-
den Gewerbe, der Maschinenbau und die 
Automobilbranche in Mitleidenschaft ge-
zogen. Das VK wurde von der Krise gleich 
durch drei verschiedene Kanäle getroffen. 
Zum einen wurde die britische Volkswirt-
schaft durch die große Abhängigkeit von 
der Finanzbranche (Abbildung 1) schwer 
von der Banken- und Finanzkrise getrof-
fen, wodurch sowohl die Unternehmensin-
vestitionen als auch die Konsumausgaben 
der Haushalte stark eingeschränkt wurden. 
Zudem erlebte das VK eine Immobilienkri-
se. Durch den starken Fall in den Immobi-
lienpreisen brach die Baubranche ein. Das 
Vereinigte Königreich erlitt aufgrund des 
globalen Nachfrageinbruchs direkte nega-
tive Auswirkungen auf die Exportindustrie. 

Die Vermittlung der Krise durch ver-
schiedene Kanäle in den drei Ländern 
hängt unter anderem mit Unterschieden in 
der branchenspezifischen Beschäftigungs-
struktur und Wirtschaftsleistung, gemes-
sen am branchenspezifischen Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt, zusammen (Abbil-
dung 1). Besonders auffällig sind die Unter-
schiede in Hinblick auf die Abhängigkeit 
vom Bankensektor und das Verarbeitende 
Gewerbe. Während das VK mit Abstand 
die höchste Abhängigkeit von der Finanz-
branche hat, ist in Italien und Deutsch-
land die Bedeutung des Produzierenden 
Gewerbes erkennbar. In Deutschland 
sticht außerdem besonders der geringe 
Anteil der Branchen Handel und Dienst-
leistungssektor am Bruttoinlandsprodukt 
hervor, insbesondere da immerhin 45 % 
der Beschäftigten in diesen beiden Bran-
chen arbeiten.

3
Deutschland

3.1 Vor der Krise

Die deutsche Wirtschaft ist durch eine 
starke Exportorientierung geprägt. Auf-

fällig ist dabei die starke Spezialisierung in 
nur drei Kategorien von Gütern (Autos und 
Autoteile, Maschinen sowie chemische 
Produkte), die 2008 46 % aller deutschen 
Exporte ausgemacht haben (Gehle-De-
chant et al. 2010, S. 15). Im letzten Auf-
schwung2 nahm die Bruttowertschöpfung 
im Verarbeitenden Gewerbe um 18 % zu, 
in den Bereichen „Finanzierung, Vermie-
tung und Unternehmensdienstleistungen“ 
und „Handel, Transport und Kommuni-
kationsdienstleistungen“ dagegen nur um 
13 % bzw. 10 % (Statistisches Bundesamt 
2010a, eigene Berechnungen). Der starken 
Exportorientierung steht eine schwache 
Binnennachfrage gegenüber. So stieg in 
den beiden Branchen „Baugewerbe“ und 
„öffentliche und private Dienstleister“ die 
Bruttowertschöpfung im gleichen Zeit-
raum nur um jeweils 6 %. 

3.2 Wer war von der Krise 
betroffen?

Ein erstes Anzeichen der Krise war im  
2. Quartal 2008 der Rückgang des Brut-
toinlandsprodukts. Ebenso gingen die 
Exporte deutlich zurück und es kam 
zu einem Einbruch der Nachfrage nach 
Kraftfahrzeugen und Maschinen. Ab dem  
4. Quartal intensivierte sich der Rückgang 
und belief sich im Jahresdurchschnitt 2008 
auf 14,5 %. Dies war der erste Rückgang 
seit 1992, wobei es in Deutschland zuvor 

keinen vergleichbaren starken Einbruch 
gegeben hatte. Ursächlich hierfür war, 
dass die Exporte von Gütern um 16,5 % 
einbrachen, während die Exporte von 
Dienstleistungen lediglich um 1,9 % ab-
nahmen (Statistisches Bundesamt 2010b). 
Wegen seiner hohen Exportabhängigkeit 
war das Verarbeitende Gewerbe beson-
ders stark betroffen. Vier Quartale nach 
dem Beginn der Krise war die Bruttowert-
schöpfung im Verarbeitenden Gewerbe um  
mehr als 20 % zurückgegangen (Statisti
sches Bundesamt 2010a, eigene Berech-
nungen). Im Gegensatz hierzu war die Si-
tuation im Dienstleistungsbereich und in 
der Banken- und Versicherungswirtschaft 
wesentlich besser. So waren laut einer Um-
frage des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) im 2. Quartal 2009 
in diesen beiden Bereichen nur 20 % bzw. 
30 % der Betriebe ganz oder teilweise von 
der Wirtschaftskrise betroffen, während 
70 % aller Betriebe in der Metallindustrie 
von der Krise betroffen waren (Möller 
2010, S. 332).

Dies bestätigen auch die Ergebnis-
se einer Studie von Bogedan et al. (2009) 
auf Grundlage der WSI-Betriebsrätebe-
fragung 2009. Demnach sind Betriebe 
in Westdeutschland, Betriebe mit einer 

2	 In Logeay/Zwiener (2008) beginnt der Auf-
schwung mit dem 4. Quartal 2004 und endet 
mit dem 1. Quartal 2008.

Abb. 1: Bruttoinlandsprodukt (BIP) und Beschäftigte (BE) nach 
Branchen – in % –
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Anmerkungen: Die Kategorie „Finanzen“ beinhaltet Versicherungen, Immobilien und Business Dienstleistungen. Die Kategorie
„Andere“ umfasst Landwirtschaft, Bergbau, Energieversorgung, Baugewerbe, Hotels und Restaurants, Verkehr, Lagerhaltung
und Kommunikation.

Quelle: GDDC KLEMS Datenbank, Berechnungen der Autoren.
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starken Exportorientierung und Betrie-
be aus den Bereichen „Grundstoffe und 
Produktionsgüter“ und „Investitions- und 
Gebrauchsgüter“ stärker von der Krise 
betroffen als Betriebe in Ostdeutschland 
oder aus dem Dienstleistungsbereich. 
Diese Differenzierung spiegelt sich auch 
in den Beschäftigungseffekten wider (vgl. 
Rosemann/Kirchmann in diesem Heft). So 
sind Männer, Beschäftigte in exportorien-
tierten Unternehmen, in Süddeutschland, 
Beschäftigte in Vollzeit und ohne abge-
schlossene Berufsausbildung häufiger von 
Arbeitslosigkeit betroffen als Frauen, ältere 
Beschäftigte, Beschäftigte in Teilzeit oder 
in Minijobs.

Von der Wirtschaftskrise wurden 
hauptsächlich starke Firmen in wirt-
schaftlich starken Regionen getroffen, die 
vor der Krise die stärkste Nachfrage nach 
Fachkräften hatten (Möller 2010, S. 330f.). 
Es sind hauptsächlich die Firmen, die das 
Wachstum in Deutschland vor der Krise 
angetrieben haben und über Fachkräfte-
mangel geklagt haben. Sie schaffen das 
„Deutsche Arbeitsmarktwunder“ (Krug-
man 2009), weil sie finanziell in der Lage 
sind, Arbeitskräfte zu horten und sich 
wegen der Erfahrungen vorangegangener 
Krisen freiwillig dafür entschieden haben, 
ihre qualifizierten Belegschaften zu behal-
ten, um sie sofort wieder zur Verfügung zu 
haben, wenn die Nachfrage erneut anzieht.

3.3 MaSSnahmen zur  
Abfederung der Krise

Zur Abfederung der Krise hat die Bundes
regierung neben dem Bankenrettungs
paket eine Reihe von Maßnahmen zur 
Stützung der Konjunktur beschlossen,  
die in den sogenannten Konjunktur
paketen 1 und 2 und dem Wachstums
beschleunigungsgesetz gebündelt auf den 
Weg gebracht wurden.3 Diese Konjunktur-
programme umfassen eine Vielzahl von 
Maßnahmen, die in drei verschiedenen Ka-
tegorien zusammengefasst werden können: 
Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung, 
Maßnahmen zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen und andere Maßnahmen.

Zur Krisenbewältigung hat Deutsch-
land einen starken Schwerpunkt auf Maß-
nahmen zur Beschäftigungssicherung 
gelegt. Dazu gehören unter anderem die 
Ausweitung der bestehenden Regelungen 
zur Kurzarbeit, um die Nutzung von Kurz-
arbeit zu fördern und den Unternehmen 
finanzielle Anreize zu geben, an ihrer 

Belegschaft in der Rezession festzuhalten 
(vgl. Bogedan in diesem Heft), sowie der 
Ausbau des Weiterbildungsprogramms 
„Weiterbildung Geringqualifizierter und 
beschäftigter älterer Arbeitnehmer in Un-
ternehmen“ (WeGebAU) für ältere und ge-
ring qualifizierte Arbeitnehmer und eine 
dauerhafte Herabsenkung der Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung von 3,3 % 
auf 3 % ab 2009, die befristet von Anfang 
2009 bis Juli 2010 sogar auf nur 2,8 % ge-
senkt wurden. Daneben gibt es eine Anzahl 
direkter und indirekter Hilfen für Unter-
nehmen. Der Schwerpunkt der beiden 
Konjunkturpakete lag auf der indirekten 
Hilfe für Unternehmen, wozu als bekann-
teste Maßnahme die Abwrackprämie zählt, 
durch die der Einbruch in der Automo-
bilbranche deutlich verschoben wurde. Die 
Programme umfassen aber auch staatliche 
Investitionen in die Infrastruktur, Inves-
titionen in die Gebäudesanierung, zusätz-
liche Finanzmittel zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur und für 
strukturschwache Kommunen, aber auch 
eine befristete Kfz-Steuerbefreiung von 
neu zugelassenen Pkws oder die bessere 
Absetzbarkeit von Handwerksleistungen. 
Im Gegensatz dazu lag der Schwerpunkt 
des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes 
auf der direkten Unterstützung von Un-
ternehmen, wie z. B. die äußerst umstrit-
tene Absenkung der Mehrwertsteuer für 
Beherbergungsleistungen. 

Weit weniger Maßnahmen wurden 
zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen 
ergriffen. Im Wesentlichen beschränkten 
sich diese auf die Schaffung von 5.000  
neuen Vermittlerstellen bei den Arbeits-
agenturen. Ebenso spielten andere Maß-
nahmen in den Konjunkturpaketen eine 
untergeordnete Rolle. Zu nennen wäre hier 
eine Einmalzahlung je Kind von 100 E, 
die Erhöhung des Kindergelds, des Kin-
derfreibetrags und der Regelsätze der 6- bis 
13-jährigen Kinder in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende.

3.4 Situation in der Krise

Für Deutschland war die globale Wirt-
schaftskrise die größte Krise in der Nach-
kriegszeit. Herzog-Stein/Seifert (2010) zei-
gen anhand eines Zyklenvergleichs aller 
Rezessionen seit den 1970er Jahren, dass 
es vier Quartale nach Beginn der Rezes
sion in keiner anderen Krise einen derar-
tigen Einbruch des Bruttoinlandproduktes 
(6,9 %) und der Arbeitsstunden (3,3 %) 

gab. Ein Jahr nach der Krise ist die regis
trierte Arbeitslosigkeit – im Gegensatz zur 
historischen Erfahrung und zu fast allen 
anderen Ländern in der EU – nicht ange-
stiegen, sondern sogar um 1,3 % gefallen. 
Und zum jetzigen Zeitpunkt gibt es keine 
Anzeichen dafür, dass noch ein großer 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu befürchten 
wäre. Für diese positive Entwicklung am 
Arbeitsmarkt sind verschiedene Faktoren 
verantwortlich: 

(1) Der Strukturwandel im Zusammen-
spiel mit der Begrenzung der Krise auf 
einen Teilbereich der deutschen Wirt-
schaft: Der Abbau der Beschäftigung von 
Vollzeitstellen im Verarbeitenden Gewerbe 
wurde durch die Schaffung von Teilzeit-
stellen im Dienstleitungsbereich mehr als 
kompensiert (vgl. Rosemann/Kirchmann 
in diesem Heft), allerdings nur quantitativ. 

(2) Ein weit wichtigerer Grund war die Sta-
bilisierung der Beschäftigung durch die 
Anpassung der Arbeitsstunden. Dieses 
wurde durch Maßnahmen der internen 
Flexibilität ermöglicht: Kurzarbeit, Abbau 
von Überstunden, Arbeitszeitkonten, spe-
zielle Betriebsvereinbarungen, usw. 

Wie groß der Einfluss von Maßnahmen 
der internen Flexibilität ist, wird in Stu-
dien wie unter anderem von Herzog-Stein/
Seifert (in diesem Heft) geschätzt. Sie kom-
men zu dem Schluss, dass ohne den Rück-
gang in der Arbeitszeit die Arbeitslosigkeit 
um 1,1 Mio. zugenommen hätte. Einen 
höheren Einfluss sehen sie im Horten von 
Arbeit, das zu einem Rückgang in der Ar-
beitsproduktivität geführt hat und rund 
2 Mio. Jobs in der Krise gesichert hat. Die 
Bedeutung der Kurzarbeit ist in den Zahlen 
der Bundesagentur für Arbeit zu sehen. 
Es gab eine starke Zunahme der Kurzar-
beit, die im Mai 2009 mit 1.533 Mio. regis
trierten Kurzarbeitern ihren Höhepunkt 
erreichte. Eine Auswertung der WSI-Be-
triebsrätebefragung (Bogedan et al. 2009) 
vom September 2009 zeigt, dass die Kurz-
arbeit von 20 % der von der Krise betrof-
fenen Betriebe genutzt wurde. Allerdings, 
werden Arbeitzeitkonten mit 30 % noch 
weit häufiger genutzt. Dieses hat damit zu  
tun, dass vor allem das Verarbeitende  
Gewerbe von der Krise betroffen war und 

3	 Für Details siehe die zahlreichen Publikationen des 
IMK zu diesem Thema wie beispielsweise IMK-
Arbeitskreis Finanzkrise (2009).
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dort Arbeitskonten häufiger verwendet 
werden.4 Die Betriebsrätebefragung zeigt 
darüber hinaus, dass Firmen zur Beschäf-
tigungssicherung noch auf eine ganze Reihe 
anderer Maßnahmen in der Krise zurück-
gegriffen haben. Sie reichen von betriebli-
cher Umsetzung oder Versetzung von Mit-
arbeitern, Regelungen zur Urlaubsnahme, 
sonstigen Veränderungen in der Arbeitszeit 
bis hin zu Abstrichen beim Entgelt und 
Einschnitten bei den betrieblichen Sozial-
leistungen (vgl. Bogedan et al. 2009, S. 5).

3.5 Das deutsche Arbeitsmarkt-
wunder

Die Entwicklung auf dem Deutschen Ar-
beitsmarkt ist einmalig und kontrastiert 
mit allen bisherigen Erfahrungen: Trotz 
massivem Einbruch der Konjunktur hat 
es keine Massenentlassungen gegeben. Wie 
kam es zu diesem „Jobwunder“? 

(1) Es gab eine klar erkennbare Strategie 
in den Maßnahmen gegen die Krise. Der 
Fokus lag eindeutig auf der Beschäfti-
gungssicherung. Dazu hat in erster Linie 
die Ausweitung der Kurzarbeiterregelung 
beigetragen (vgl. Bogedan in diesem Heft), 
aber auch die Abwrackprämie, die bereits 
in einem frühen Stadium der Krise schnell 
und zielgerichtet den Einbruch der Auto-
mobilindustrie verzögert hat.

(2) Es lag aber auch daran, dass die Rah-
menbedingungen äußerst günstig waren, 
sodass die Maßnahmen wirken konnten. 
Die Unternehmen, die von der Krise be-
troffen waren, waren finanziell in der Lage, 
die Kurzarbeiterregelungen in Anspruch 
zu nehmen, und wollten freiwillig an ihrer 
Arbeitsbelegschaft festhalten, was in ver-
gangenen Krisen nicht der Fall war.

(3) In Deutschland haben die Sozialpartner 
– insbesondere in den von der Krise betrof-
fenen Branchen – im Laufe der Zeit in ei-
nem verlässlichen Rahmen vertrauensvoll 
eine Vielfalt an Instrumenten der internen 
Flexibilität geschaffen, die es ermöglichen, 
den Arbeitseinsatz durch die Variation der 
Arbeitszeit an die Nachfragesituation an-
zupassen. Es lagen somit alle Merkmale, 
wie ein ausgeprägtes System von regulier-
ter Flexibilität und Tarifvereinbarungen 
im Hinblick auf Arbeitszeiten und strikte 
Kündigungsschutzregelungen, vor, die laut 
OECD (2010a, S. 264) die Anpassung der 
Arbeitszeit fördern.

(4) Gleichzeitig trug der fortgesetzte Struk-
turwandel im Aggregat zur bemerkenswer-
ten Arbeitsmarktentwicklung bei. Der Be-
schäftigungsaufbau von Teilzeitstellen im 
Dienstleistungsbereich verdeckt den Ver-
lust von Vollzeitstellen im Verarbeitenden 
Gewerbe.

4
Italien

4.1 Vor der Krise

Der Schwerpunkt der italienischen Wirt-
schaft liegt in den Bereichen Lebensmittel, 
Landwirtschaft, Metall- und Anlagebau, 
Textil- und Bekleidungsindustrie, Indus-
triedesign und der Produktion von Ein-
richtungen und Ausstattungen. Dabei ist 
die Produktionsstruktur der Wirtschaft 
in „industrielle Sektoren“ gegliedert, die 
geografischen Regionen entsprechen. 
Jeder Distrikt besteht aus einer großen 
Anzahl von kleinen und mittelgroßen 
Unternehmen, die bestimmte Aufgaben 
im Produktionsprozess übernehmen. Vor 
der Krise hat sich der Arbeitsmarkt gut 
entwickelt. Nach Angaben von Eurostat 
fiel die Arbeitslosenquote kontinuierlich 
von 11,2 % (1995) auf 6,1 % (2007). Da-
bei ist der italienische Arbeitsmarkt sehr 
heterogen, insbesondere gibt es ein ausge-
prägtes Nord-Süd-Gefälle. In den letzten 
Jahren hat sich der Arbeitsmarkt in seiner 
Struktur spürbar verändert. So gab es, wie 
auch in Deutschland, eine kontinuierliche 
Zunahme der atypischen Beschäftigung.

4.2 Wer war von der Krise 
betroffen?

Italien wurde erst verzögert von der Krise 
getroffen, was vor allem daran lag, dass das 
italienische Bankensystem, im Gegensatz 
zu dem des VK und Deutschlands, kaum 
von der globalen Finanzkrise betroffen 
war, da es strengere Bilanzierungsrege-
lungen hat. Die ersten ernsten Anzeichen 
der Krise wurden im letzten Quartal 2008 
sichtbar, als das Bruttoinlandsprodukt um 
1,9 % einbrach. Dabei gingen die Expor-
te um 7,4 %, Investitionen um 8,9 % und 
der Konsum der privaten Haushalte um 
2 % zurück (Busalacci et al. 2009). Ob-
wohl die italienischen Banken nicht von 
der Finanzkrise tangiert waren, wurde im 
Verlauf der Krise der Zugang zu Krediten 

für kleine und mittlere Unternehmen, die 
das Herz des italienischen Produzierenden 
Gewerbes sind, schwieriger. Der Automo-
bilsektor und die Bauwirtschaft waren am 
stärksten von der Krise betroffen. Bei den 
Beschäftigten traf es vor allem diejenigen 
mit befristeten oder projektbezogenen 
Arbeitsverträgen und Leiharbeiter; in den 
Branchen traf es das Verarbeitende Gewer-
be, die Textilindustrie, den Finanzsektor 
und die Unternehmensdienstleistungen.

4.3 MaSSnahmen zur  
Abfederung der Krise

Italien hat, ebenso wie Deutschland, ei-
nen starken Schwerpunkt auf die Beschäf-
tigungssicherung gelegt. Die italienische 
Variante des Kurzarbeitergeldes ist ein 
Lohnergänzungsfonds, der vom „Natio-
nalen Institut für Soziale Fürsorge“ (INPS 
– Istituto Nazionale Previdenza Sociale) 
verwaltet und hauptsächlich vom Staat fi-
nanziert wird. Die Aufgabe des Fonds ist es, 
Betriebe zu unterstützen, die in wirtschaft-
liche Notlagen kommen, sodass Entlassun-
gen oder Kurzarbeit drohen. Italien hat 
zur Abfederung des Schocks auf die zwei 
altbewährten Instrumente, die von diesem 
Fonds gespeist werden, zurückgegriffen: 
erstens Unterstützung von vorübergehen-
den Entlassungen5 bzw. Kurzarbeit (Cassa 
Integrazione Guadeagni, kurz CIG) und 
zweitens Unterstützung von Kurzarbeit 
durch sogenannte Solidaritätsverträge 
(Contratti di solidarietà). 

Die CIG wurde in der Vergangenheit 
hauptsächlich von mittleren und großen 
Unternehmen im Produzierenden Gewer-
be und Bausektor verwendet. In der Krise 
wurde die CIG auf eine größere Anzahl 
an Beschäftigten wie atypisch Beschäftigte 
und Auszubildende und eine größere Zahl 
von Betrieben ausgeweitet. Dabei werden 
zwei Programme unterschieden:

– Im Fall von Betrieben, die während 
einer Wirtschaftskrise ohne eigenes Ver-

4	 Die Forschung zeigt, dass Arbeitzeitkonten in 
größeren Unternehmen, in Unternehmen mit 
Betriebsräten und abhängig von dere Höhe des 
eingesetzten Humankapitals häufiger verwendet 
werden (Seifert 2004, S. 3). Im Jahr 2007 hat-
ten 53,7 % der Beschäftigten im Verarbeitenden 
Gewerbe Arbeitzeitkonten, während nur 47 % 
der Beschäftigten im Dienstleistungssektor ein 
Arbeitszeitkonto hatten (Groß/Schwarz 2009). 

5	 Diese Beschäftigten werden in der Statistik nicht 
als arbeitslos erfasst. 
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schulden in eine Notlage kommen, greift 
das normale Programm (CIGO). Hier er-
setzt der Lohnergänzungsfonds 80 % des 
Lohnausfalls, der entweder durch eine vo-
rübergehende Entlassung oder Kurzarbeit 
entstanden ist, für eine maximale Dauer 
von 13 Wochen. Unter außergewöhnli-
chen Umständen kann die Zahlung der 
Lohnersatzleistung auf bis zu 52 Wochen 
verlängert werden. 
– Das Programm CIGS ist speziell für 
Betriebe gedacht, die in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten sind. Es stellt finanziel-
le Hilfen für die Umstrukturierung oder 
Abwicklung bereit. In diesem Fall werden 
ebenfalls 80 % des Lohnausfalls durch den 
Fonds ersetzt, aber für eine Länge von ma-
ximal 24 Monaten. 

Zudem wurde in der Krise ein paralleles 
System von Fonds eingeführt, in das Bei-
träge vom Arbeitsministerium fließen. 
Es unterstützt kleine Unternehmen und 
Handwerksbetriebe, die keine Ansprüche 
am CIGO oder CIGS haben. 

Eine weitere Maßnahme, die vom 
Lohnergänzungsfonds bezuschusst wird 
und darauf abzielt, Massenentlassungen 
zu verhindern, sind Solidaritätsverträge, 
die zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern geschlossen werden. Hierbei werden 
Arbeitszeit und Entgelte aller Beschäf-
tigten gleichermaßen reduziert; und der 
Lohnergänzungsfonds bezahlt Zuschüsse 
für ausgefallene Arbeitsstunden. In der 
aktuellen Krise wurden diese befristet für 
die Jahre 2009 und 2010 um 20 % in Höhe 
von 80 % des Lohnausfalls erhöht. Die ma-
ximale Dauer ist 24 Monate. Sie kann um 
weitere 24 Monate verlängert werden, im 
Süden Italiens sogar um 36 Monate. 

Parallel dazu gab es eine Anzahl von 
Maßnahmen zur direkten Unterstützung 
von Unternehmen. So z. B. Kredite mit 
niedrigen Zinsen für ökologische Produk-
te, Verschiebung von Steuerzahlungen oder 
einen erleichterten Zugang zu Krediten für 
kleinere und mittlere Unternehmen, indi-
rekte Hilfen für Unternehmen im Bereich 
der Schlüsselindustrien wie elektrische Ge-
räte, Einrichtungen und Ausstattungen, 
Verarbeitendes Gewerbe und Automobil-
industrie (Abwrackprämie).

Im Bereich Maßnahmen zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen wurden unter anderem 
ein neuer Fonds, der die öffentliche Bereit-
stellung von Bildungsressourcen erweitern 
soll, und ein Fonds, der Beschäftigung und 
Jungunternehmer unterstützt, eingeführt. 

Zudem wurden Anreize geschaffen, um 
Empfänger von krisenbedingten Lohner-
satzleistungen in die Selbstständigkeit zu 
führen, und die Arbeitsagenturen wurden 
besser vernetzt.

Weitere Maßnahmen umfassen die 
Verlängerung des Arbeitslosengeldes bis 
zu einem Maximum von 90 Tagen6 für 
alle Beschäftigten, die keinen Anspruch 
auf eine Unterstützung durch den CIG-
Fonds haben, eine Einmalzahlung für 
Leiharbeiter oder Beschäftigte, die bei Be-
endigung eines Projektvertrags arbeitslos 
wurden, und Unterstützungszahlungen 
für Haushalte und Kinder. Zudem wur-
den Übergangshilfen für Ladenbesitzer 
und Journalisten eingeführt, die kurz  
vor ihrer Verrentung stehen und ihre Be-
rufstätigkeit aufgeben. Die Banken, die 
sich in einer Umstrukturierung befanden, 
riefen ein spezielles Frühverrentungssys-
tem für ihre Beschäftigten ins Leben, die 
arbeitslos wurden und weniger als fünf 
Jahre vor der Rente standen. Sie erhalten 
70 % von ihrem Bruttolohn bis zu ihrer 
Verrentung. 

4.4 Situation in der Krise

Die Lage am Arbeitsmarkt hat sich im  
Verlauf der Krise stark verschlechtert. Der 
Einsatz von Kurzarbeit konnte einen kräf-
tigen Anstieg der Arbeitslosigkeit bereits  
in der ersten Jahreshälfte 2009 zwar verhin-
dern, aber mit dem Auslaufen dieser Maß-
nahmen gab es einen spürbaren Anstieg 
der Arbeitslosenquote nach dem Sommer 
2009. So lag die Quote im Februar 2010 
bei 8,5 %, was immer noch niedriger als 
im Euroraum insgesamt ist (vgl. PG 2010, 
S. 29), jedoch stieg die Arbeitslosigkeit  
im letzten Jahr um 1,2 % an, was oberhalb 
des OECD-Durchschnitts lag (vgl. OECD 
2010c). Auch andere Arbeitsmarkt-Indi-
katoren deuten einen eher pessimistischen 
Ausblick für die Entwicklung des italieni-
schen Arbeitsmarkts an. So ist der Anteil 
der Beschäftigten an der arbeitsfähigen 
Bevölkerung von einem sowieso schon 
niedrigen Niveau seit dem letzten Quartal 
2007 um 1,7 % auf 57,1 % gefallen. Aller-
dings zeigen die Zahlen der OECD auch, 
dass ohne die Reduzierung des Arbeitsvo-
lumens um 2,7 % die Beschäftigung noch 
weiter zurückgegangen und die Arbeitslo-
sigkeit weiter angestiegen wäre.

4.5 Brücke ins Nichts?

Im Großen und Ganzen kann man sagen, 
dass Italien auf große Konjunkturpakete 
verzichtet hat, da Italien schon vor der Kri-
se einen sehr hohen Verschuldungsstand 
hatte. Das Hauptaugenmerk zur Bekämp-
fung der Krise lag eindeutig auf der Be-
schäftigungssicherung durch Kurzarbeit 
und vorübergehenden Entlassungen (CIG). 
Die CIG gibt es bereits seit mehr als 60 Jah-
ren in Italien und in jeder Krise wurde sie 
ein wenig ausgeweitet oder angepasst. Ur-
sprünglich war die CIG dazu gedacht, die 
Einkommen der Beschäftigten in Betrieben 
während Krisenzeiten zu sichern, indem 
permanente Jobverluste durch befristete 
Entlassungen oder Kurzarbeit verhindert 
wurden. Allerdings zeigt die Erfahrung, 
dass sie immer häufiger auch in Fällen 
verwendet wird, in denen eine Rückkehr 
zur normalen Arbeitssituation äußerst un-
wahrscheinlich erscheint. Daher können 
die Zahlungen der CIG nicht länger als 
Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung 
angesehen werden, sondern entsprechen 
eher einer Art Arbeitslosenunterstützung 
(vgl. Aricò/Stein 2010). Diese Entwicklung 
wurde sicher dadurch verstärkt, dass es in 
Italien keine Arbeitslosenversicherung so 
wie in Deutschland gibt.

Die Auswertung der Maßnahmen zur 
Beschäftigungssicherung zeigt, dass Ita-
lien noch nicht über den Berg ist. Zum 
aktuellen Zeitpunkt ist unklar, ob die 
Maßnahmen ausgereicht haben, denn 
alle wichtigen Kennzahlen steigen weiter 
an. So nimmt die Zahl der Beschäftigten, 
die Lohnersatzleistungen vom Lohnergän-
zungsfonds bekommen, weiter zu und hat 
Ende 2009 einen Höhepunkt mit fast 4 % 
aller Beschäftigten in Kurzarbeit erreicht. 
Auch im 1. Quartal 2010 sind die Kurzar-
beiterzahlen noch fast genauso hoch. Des 
Weiteren haben Anreize zur Frühverren-
tung, die wieder eingesetzt wurden, sicher 
mit dazu beigetragen, dass der sowieso 
schon niedrige Anteil der Beschäftigten an 
der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter 
wieder deutlich zurückgegangen ist. Diese 
Entwicklung wirft die Frage auf, ob feh-
lende Konjunkturprogramme die Ursache 
sind. Es besteht nämlich die Gefahr, dass 
in nächster Zeit, wenn die Berechtigung 
für das Kurzarbeitergeld ausläuft, viele 
Menschen noch ihren Job verlieren werden 

6	 In Italien gibt es kein breit angelegtes und einheit-
liches System der Arbeitslosenunterstützung.
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und das Instrument der CIG nicht mehr 
in der Lage sein wird, einen Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zu verhindern (vgl. OECD 
2010c). In diesem Fall wäre die Brücke zur 
Beschäftigungssicherung zu kurz gewesen. 
Die ergriffenen Maßnahmen hätten nicht 
ausgereicht, die krisenbedingten Probleme 
auf dem Arbeitsmarkt zu lösen; sie hätten 
sie lediglich verzögert.

5
Vereinigtes Königreich (VK)

5.1 Vor der Krise

Die Wirtschaft des VK erlebte eine lange 
Periode der Prosperität. Nach Angaben von 
Eurostat stieg zwischen 1992 und 2007 das 
Bruttoinlandsprodukt im Durchschnitt 
jährlich um rund 3,3 %. Die Arbeitslo-
senquote fiel im gleichen Zeitraum um 
4,5 Prozentpunkte auf 5,4 %. Insbeson-
dere der britische Finanz- und Banken-
sektor profitierte von der ökonomischen 
Globalisierung. So lagen 2006 der Export 
der Finanzdienstleistungen bei 2 % und 
die Wertschöpfung der Kredit- und Ver-
sicherungswirtschaft bei 8 % des Brut-
toinlandprodukts (OECD 2009). Jeder 
Fünfte arbeitete in der Finanzbranche 
(Abbildung 1). Diese wirtschaftliche Ent-
wicklung entpuppte sich im Nachhinein 
als nicht nachhaltig. Ein Hauptbestandteil 
war die Spirale von vereinfachten Zugän-
gen zu Krediten, die daraus resultieren-
de Zunahme von Wertpapierpreisen, die 
dann wieder neue Möglichkeiten boten, 
höhere Kredite abzusichern. Dies spiegelt 
sich auch in der Entwicklung des Immo-
bilienmarkts wider. Die Immobilienpreise 
stiegen bis in die zweite Hälfte 2007 stark 
an. Zudem war die Sparquote des VK sehr 
niedrig. Der britische Konsum wurde 
hauptsächlich durch die Verschuldung der 
privaten Haushalte finanziert. Nach Anga-
ben von Eurostat lag die durchschnittliche 
Verschuldung der privaten Haushalte aus-
gedrückt als prozentualer Anteil des ver-
fügbaren Einkommens für 2006 bis 2008 
bei 151 %, während sie in Deutschland und 
Italien nur bei 93 % bzw. 56 % lag.7 

5.2 Wer war von der Krise 
betroffen?

Der starke Anstieg der Immobilienpreise 
vor der Krise zusammen mit der enormen 

Abhängigkeit vom Finanzsektor hat das 
VK anfällig für die Krise gemacht, und so 
war das erste deutliche Anzeichen der Krise 
auch der starke Rückgang der Immobili-
enpreise. Britische Banken waren massiv 
von der globalen Finanzkrise betroffen 
und mehrere Institute wurden zeitweise 
teilverstaatlicht. Neben der Finanzbranche 
litt aber vor allem der Exportsektor, trotz 
starker Abwertung des Britischen Pfunds, 
unter massiven Einbrüchen. 

Die Arbeitslosenquote stieg von 2007 
bis 2009 um 2,3 Prozentpunkte auf 7,5 %. 
Besonders von der Krise betroffen sind die 
unter 25-Jährigen und die gering Qualifi-
zierten. Allein 2009 stieg die Arbeitslosen-
quote dieser Gruppen um 8 % bzw. 12 % 
(vgl. OECD 2010d). Bereits seit Beginn der 
2000er Jahre ist die Jugendarbeitslosigkeit 
im VK gegen den OECD-Trend gestiegen 
und war schon 2008 mit 14 % sehr hoch 
(Bell/Blanchflower 2009).

5.3 MaSSnahmen zur  
Abfederung der Krise

Im Gegensatz zu Deutschland und Ita
lien hat das VK nur wenige Maßnahmen 
zur Beschäftigungssicherung implemen-
tiert. Eine davon war die Erweiterung des  
bestehenden Weiterbildungsprogramms 
(„Train to Gain“) für Kurzzeitqualifika-
tionen von Januar 2009 an. Es dient dazu, 
das Qualifikationsniveau von Beschäftig-
ten zu verbessern. Nicht zuletzt aufgrund 
des langen Aufschwungs hatte das VK  
eine nur wenig ausgeprägte Infrastruktur 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik (AAMP), 
auf die man nun in der Krise hätte zu
rückgreifen können. Weitere Maßnahmen 
wie die direkte Unterstützung von Unter-
nehmen, die in die Produktion von grünen 
Produkten involviert sind, und die indi-
rekte Unterstützung von Unternehmen in  
Form einer Abwrackprämie wurden um-
gesetzt. Mit der befristeten Absenkung 
der Mehrwertsteuer von 17,5 % auf 15 %  
von Ende 2008 bis Ende 2009 sollte kurz-
fristig die Binnennachfrage angekurbelt 
werden. 

Ein größerer Schwerpunkt wurde auf 
Maßnahmen zur Schaffung von Arbeits-
plätzen für die unter 25-Jährigen und die 
Langzeitarbeitslosen in Regionen mit ho-
her Arbeitslosigkeit gelegt. Im Oktober 
2009 wurde ein eine Milliarde Pfund teu-
res Programm „Future Jobs Fund“ einge-
führt, mit dessen Hilfe 150.000 neue Jobs 
geschaffen werden sollen, 100.000 davon 

für junge Erwachsene und 50.000 in Gebie-
ten mit hoher Arbeitslosigkeit. Allerdings 
wurde dieses Programm von der neuen Re-
gierung im Zuge des Sparhaushalts bereits 
wieder gestoppt. Des Weiteren wurde die 
Anzahl der Vermittlerstellen um knapp 
5 % aufgestockt. Da die Arbeitsuchenden 
im Zeitraum der Krise aber um 75 % zuge-
nommen haben, ist dies sehr wenig (OECD 
2010d). Zusätzlich wurde für Langzeitar-
beitslose, die bereit sind, an einer Weiter-
bildung teilzunehmen, ein Zuschlag auf 
die Arbeitslosenunterstützung gezahlt. 
Arbeitgeber, die einen Langzeitarbeits-
losen eingestellt haben, bekamen einen 
Zuschuss. Ebenso werden alternative For-
men der Beschäftigung gefördert, wie die 
Schaffung von Jobs in sozialen und nicht 
gewinnorientierten Organisationen, die 
Übernahme von Teilbürgschaften für Kre-
dite, um sozialorientierte Unternehmen in 
benachteiligten Gebieten zu fördern, und 
die Unterstützung von Arbeitslosen beim 
Übergang in die Selbstständigkeit. 

5.4 Geringe Finanzmittel, 
unklare Strategie

Bewertet man die britischen Maßnahmen 
zur Krisenbewältigung zusammenfassend, 
fällt es schwer, eine klare Strategie zur Kri-
senbekämpfung festzustellen. Dieses liegt 
sicher daran, dass das VK durch drei Ka-
näle von der Krise betroffen war. Durch die 
enorme Abhängigkeit von der Finanz- und 
Bankenbranche waren enorme Anstren-
gungen notwendig, um das Bankensys-
tem zu stützen. Dies hat die Spielräume 
bei der Bekämpfung des Nachfrageschocks 
durch die globale Rezession deutlich einge-
schränkt. Die Mittel, die notwendig wären, 
um die Konjunktur weiter anzukurbeln 
bzw. den Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, fehlen. So wirken viele der 
Maßnahmen nur wie ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Ebenso fehlen spürbare Im-
pulse durch AAMP. Was bleibt, sind die 
Versuche, die Arbeitslosigkeit der Prob-
lemgruppen mit Sonderprogrammen in 
Schach zu halten. Die Zukunftsaussichten 
für die Entwicklung des VK sind sehr un-
sicher. Nachdem im Mai 2010 eine neue 
konservativ-liberale Regierung ins Amt ge-
wählt wurde und diese dem Land in aller 

7	 Nicht nur die Staatsverschuldung, sondern auch 
die Verschuldung der privaten Haushalte spielt 
eine Rolle, um die drohende Überschuldung eines 
Landes zu beurteilen (vgl. Horn et al. 2010).
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Eile einen radikalen Sparkurs8 verordnet 
hat, warnen viele, „dass das Blut-Schweiß-
und-Tränen-Programm, das mehr als eine 
Million Arbeitsplätze kosten könnte, das 
Land zurück in die Rezession zu werfen 
drohe“ (Theurer 2010). Zudem ist dem 
Nothaushalt der neuen Regierung gleich 
das Programm „Future Jobs Funds“ – ei-
nes der wenigen zur AAMP - zum Opfer 
gefallen. Weitere Sparmaßnahmen sehen 
große Ausgabenkürzungen in den Minis-
terien vor. Es ist inzwischen sogar die Rede 
davon, die Beschäftigung im Öffentlichen 
Dienst abzubauen. Gegeben, dass diese 
Personengruppe bisher auf Grundlage 
einer sicheren Beschäftigung Zukunfts-
pläne, inklusive Wohneigentum, gemacht 
hat, würde eine Entlassungswelle hier si-
cher eine Reihe weiterer schwerwiegender 
Folgen nach sich ziehen, insbesondere 
durch die große Bedeutung des kreditfi-
nanzierten Immobilienkaufs im VK. Der 
kreditfinanzierte Immobilienkauf hat im 
VK eine sehr viel größere Bedeutung als 
in Deutschland. 

6
Diskussion und Vergleich 
der Länder

Durch die größere wirtschaftliche Inte-
gration des VK waren die Auswirkungen 
der globalen Finanzkrise deutlich stärker 
als in Deutschland und Italien. Britische 
Banken waren besonders stark von der 
Immobilienkrise betroffen. Deutschland 
war zwar auch von der Bankenkrise be-
troffen, hat es aber durch schnelles eigenes 
Eingreifen und aufgrund der amerikani-
schen Rettungsmaßnahmen geschafft, die 
Bankenkrise relativ glimpflich zu überste-
hen. Italien hingegen war gar nicht von 
einer Bankenkrise, dafür aber hart von der 
globalen Rezession betroffen.

Wie Leschke/Watt (2010) zeigen, kann 
die AAMP als kurzfristiger Puffer zur 
Verhinderung eines schnellen Anstiegs 
der Arbeitslosigkeit verwendet werden. 
Die unterschiedliche Wirkungsweise der 
AAMP kann man am Beispiel der hier ana-
lysierten Länder erkennen; die scheinbar 
gleichen Maßnahmen zur Kurzarbeit sind 
besonders interessant.

Das VK, das durch einen über viele 
Jahre anhaltenden Aufschwung einen ho-
hen Beschäftigungsstand und eine nied-
rige Arbeitslosigkeit hatte und von vielen 

für seine enorme externe Flexibilität als 
Vorbild angesehen wurde, hat in der Krise 
nun einen starken Einbruch erlebt. Es ist 
nicht gelungen den Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit zu begrenzen, vor allem nicht bei 
den Problemgruppen der Jüngeren und 
Geringqualifizierten, für die es bereits vor 
der Krise spezielle Programme gab. Die 
Ausgaben und die Beteiligung von Men-
schen vor der Krise an der AAMP waren 
sehr gering, und so blieb es auch nach Be-
ginn der Krise. Der Fokus der Maßnah-
men liegt im VK auf der Vermittlung von 
Arbeitslosen und nicht auf Maßnahmen, 
die einer längerfristigeren Perspektive be-
dürfen. Erst spät wurde mit Aktivierungs-
maßnahmen reagiert, also erst nachdem 
die Arbeitslosigkeit schon deutlich ange-
stiegen war. Zudem hatte das VK für diese 
Art der Maßnahmen auch nur noch wenig 
Ressourcen zur Verfügung.

Italien andererseits kann mit dem seit 
mehr als 60 Jahren existierenden Lohn-
ergänzungsfonds auf eine lange Tradition 
der AAMP zurückgreifen. Wie Deutsch-
land hat Italien mit Kurzarbeit reagiert. 
Anders als in Deutschland besteht in 
Italien aber die Gefahr, dass es keine Er-
folgsgeschichte wird, sondern der Anstieg 
der Arbeitslosigkeit nur hinausgeschoben 
wurde. Der Hauptgrund liegt wohl darin, 
dass der Lohnergänzungsfonds zwar bei 
jeder Krise angepasst wurde, aber er sich 
immer mehr von einer Maßnahme zur Be-
schäftigungssicherung zu einem System 
der Arbeitslosenunterstützung gewandelt 
hat. Im Gegensatz zu Deutschland werden 
viele Kurzarbeiter nämlich zeitweise ent-
lassen, sodass sie zwar arbeitslos sind, aber 
nicht in der Arbeitslosenstatistik gezählt 
werden. Während die Arbeitslosigkeit in 
Italien im ersten Jahr der Krise im EU- 
Vergleich nur unterdurchschnittlich an-
stieg, ist sie im zweiten Jahr der Krise über-
durchschnittlich gestiegen. Zusätzlich ist 
anzumerken, dass (während in Deutsch-
land der Anteil der Beschäftigten, die in 
Kurzarbeit waren, bereits im 3. Quartal 
2009 deutlich zurückging) die Anzahl der 
italienischen Kurzarbeiter bis Ende 2009 
weiter deutlich anstieg und seither auf 
hohem Niveau verharrt. Dieses lässt aber 
befürchten, dass in nächster Zeit, wenn 
die Berechtigung für das Kurzarbeitergeld 
ausläuft, viele Beschäftigte noch ihren Job 
verlieren werden und der CIG nicht mehr 
in der Lage sein wird, das Steigen der Ar-
beitslosigkeit weiter zu verhindern (OECD 
2010c). 

Auch in Deutschland stellt sich die Si-
tuation völlig anders dar als im VK. Es gab 
schon vor der Krise einen starken Fokus auf 
die AAMP. In der Krise wurde schnell re-
agiert und es hat sich gezeigt, dass die Maß-
nahmen der internen Flexibilität, die sich 
im Laufe der Zeit immer weiter entwickelt 
haben, enorm mit dazu beigetragen haben, 
das Arbeitsvolumen über die Stunden, und 
nicht über die Köpfe anzupassen. Aktuell 
spricht vieles dafür, dass Deutschland ohne 
eine große Zunahme der Arbeitslosigkeit 
aus der Krise kommen wird. Woran liegt 
das? In Deutschland wurde die bestehende 
Kurzarbeiterregelung schnell an die Kri-
senerfordernisse angepasst. Allerdings hat 
die Kurzarbeit trotz großer Effekte in der 
aktuellen Krise nur einen Teil zur Beschäf-
tigungssicherung beigetragen. Ebenso ha-
ben in Deutschland die Instrumente der 
internen Flexibilität (Arbeitzeitkonten, 
Abbau von Überstunden, Anpassung der 
wöchentlichen Arbeitszeit, etc.), die sich in 
den letzten Jahren weiterentwickelt haben, 
dazu beigetragen. Diese Instrumente der 
internen Flexibilität konnten sich entwi-
ckeln, weil es staatliche Regelungen gibt, 
die es den Sozialpartnern ermöglichen, in 
einem verlässlichen Rahmen miteinander 
zu verhandeln. In der letzten Krise hat 
sich nun gezeigt, wie wertvoll das Zusam-
menspiel der vielfältigen Instrumente der 
internen Flexibilität ist.

7
Fazit

Die vorangegangen Fallbeispiele haben il-
lustriert, wie und warum die Länder unter-
schiedliche Wege in der Krisenbewältigung 
gegangen sind. Für das VK fällt es dabei 
schwer, eine klare Strategie auszumachen. 
Dieses liegt aber daran, dass das VK gleich 
durch mehrere Kanäle von der Krise ge-

8	 Der Nothaushalt von Georg Osborne für 2010 
sieht Ausgabenkürzungen in Höhe von 40 Mrd. 
£ vor. Dazu gehören massive Ausgabenkürzungen 
von bis zu 25 % im Öffentlichen Dienst, starke 
Einschnitte bei den Sozialausgaben wie die Kür-
zung bzw. Abschaffung von einer Reihe von Bei-
hilfen für Familien mit Kindern bei gleichzeitiger 
Anhebung der Mehrwertsteuer auf 20 % und 
vieles mehr. Dieses ist nur ein erster Sparplan, 
der in aller Eile direkt nach den Wahlen von den 
Konservativen und Liberalen aufgesetzt wurde. Es 
ist die Rede davon, dass das, was danach kommt, 
sogar die rigorosen Sparpläne der Thatcherjahre 
übertreffen wird.
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troffen wurde und somit schon gleich zu 
Beginn mit enormen Mitteln den Finanz- 
und Bankensektor stützen musste, was 
die Mittel für andere Krisenmaßnahmen 
reduziert hat. Außerdem liegt der Fokus 
im VK traditionell auf der Vermittlung 
von Arbeitslosen und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen. Deswegen spielt die AAMP, 
im Gegensatz zu Deutschland und Italien, 
die eine lange Tradition der AAMP haben, 
auch nur eine untergeordnete Rolle. Italien 
hat wegen seiner hohen Staatsverschuldung 
auf große Konjunkturpakete verzichtet 

und dabei auf Altbewährtes gesetzt. Es ist 
eine klare Strategie zur Beschäftigungs
sicherung durch eine AAMP zu erkennen, 
die ganz auf den Einsatz von Kurzarbeit 
orientiert. Hier bleibt allerdings noch ab-
zuwarten, ob die Brücke, die dieses Inst-
rument gebildet hat, ausreicht, um über 
die Krise hinweg zu tragen, oder ob dieses 
Mittel zu kurz greift. Gegeben, dass den 
Betrieben keine anderen Mittel der inter-
nen Flexibilität, die die Kurzarbeit ergänzt 
hätten, zur Verfügung standen, ist zu be-
fürchten, dass die Kurzarbeit, anstatt den 

Anstieg der Arbeitslosigkeit zu begrenzen, 
diese nur zeitlich verschoben hat. Ähnlich 
wie Italien hat auch Deutschland eine klar 
erkennbare Strategie zur Beschäftigungs
sicherung durch Kurzarbeit gewählt. An-
ders als in Italien stand den Betrieben 
aber eine Vielzahl von Instrumenten der 
internen Flexibilität zur Verfügung, die die 
Betriebe ergänzend zur Kurzarbeit nutzen 
konnten. Gerade dieses Zusammenspiel 
scheint nun in der Krise der entscheiden-
de Unterschied zwischen Erfolg und Miss
erfolg zu sein.
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